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1. Deutschlandvertrag1. Deutschlandvertrag

Der Deutschlandvertrag (Vertrag über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten, 
Generalvertrag, auch Bonner Vertrag oder Bonner Konvention 
genannt) ist ein völkerrechtlicher Vertrag, der am 26. Mai 
1952 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den drei 
westlichen Besatzungsmächten Frankreich, Großbritannien und 
USA geschlossen wurde. Gegenstand des Deutschlandvertrags 
war die Wiederherstellung der deutschen Souveränität und die 
Normalisierung des völkerrechtlichen Status Deutschlands. 
Er löste das Besatzungsstatut von 1949 ab. 

Anlass für die Beendigung des Besatzungsregimes und die 
Gewährung der Rechte eines souveränen Staates waren 
die Bestrebungen der USA, einen deutschen Beitrag zur 
Verteidigung des Westens zu erhalten und die aufzustellenden 
deutschen Truppen in eine neue europäische Armee, die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG), einzubinden 
und so unter Kontrolle zu halten. Hintergrund dieser 
Bemühungen waren der Eindruck des Koreakrieges und die 
wachsenden Spannungen zwischen Ost und West. In der 
Sprachregelung der SED wurde der Deutschlandvertrag als 
„Generalkriegsvertrag“ bezeichnet. 

2.  Römische Verträge2.  Römische Verträge

Die Römischen Verträge wurden am 25. März 1957 von Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, 
Luxemburg und den Niederlanden in Rom unterzeichnet.

Die Verträge traten am 1. Januar 1958 in Kraft:

• der EWG-Vertrag, mit dem die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) errichtet wurde, ursprünglich Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannt,  
• der EURATOM-Vertrag, mit dem die Europäische Atom-
gemeinschaft (EURATOM) gegründet wurde, und

• das Abkommen über gemeinsame Organe für die Europäischen 
Gemeinschaften, das festlegte, dass EWG, EURATOM und EGKS eine 
gemeinsame parlamentarische Versammlung (jetzt Europäisches 
Parlament), einen gemeinsamen Gerichtshof sowie einen 
gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialausschuss haben.

Die genannten Gemeinschaften bildeten zusammen mit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl die 
Europäischen Gemeinschaften. Erst mit dem Fusionsvertrag 
(1965) wurden auch die Kommissionen und die Ministerräte 
zusammengelegt. 

3. Berliner Ultimatum3. Berliner Ultimatum

Die Berlin-Krise, auch zweite Berlin-Krise genannt, begann 
am 27. November 1958, als die Sowjetunion unter Nikita S. 
Chruschtschow eine Note an die drei westlichen Besatzungsmächte 
Berlins, die USA, Großbritannien und Frankreich, richtete. In 
der Note wurde angekündigt, dass die Sowjetunion der DDR die 
Kontrolle über die Verbindungswege zwischen Westdeutschland 
und West-Berlin übertragen werde, wenn nicht innerhalb eines 
halben Jahres eine alliierte Übereinkunft zustandekommen 
würde, mit der West-Berlin in eine freie Stadt verwandelt 
würde.Diese Note verknüpfte die Berlin-, die Deutschland- und 
die Abrüstungsthematik; sie wird als Chruschtschow-Ultimatum 
oder Berlin-Ultimatum bezeichnet.

4. Berliner Mauer4. Berliner Mauer

Die Berliner Mauer war während der Teilung Deutschlands 
ein hermetisch abriegelndes Grenzbefestigungssystem der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR), das mehr als 28 
Jahre, vom 13. August 1961 bis zum 9. November 1989, bestand. 
Sie trennte nicht nur die Verbindungen im Gebiet Groß-Berlins 
zwischen dem Ostteil („Hauptstadt der DDR“) und dem Westteil 
der Stadt, sondern umschloss völlig alle drei Sektoren des 
Westteils und unterbrach damit auch seine Verbindungen zum 
Berliner Umland, das im DDR-Bezirk Potsdam lag. 

Von der Berliner Mauer ist die ehemalige innerdeutsche Grenze 
zwischen West- (alte Bundesrepublik) und Ostdeutschland 
(DDR) zu unterscheiden. 

Die Berliner Mauer als letzte Aktion der Teilung der 
durch die Nachkriegsordnung der Alliierten entstandenen 
Viersektorenstadt Berlin war Bestandteil und zugleich 
markantes Symbol des Konfl ikts im Kalten Krieg zwischen den 
von den Vereinigten Staaten dominierten Westmächten und dem 
sogenannten Ostblock unter Führung der Sowjetunion. Durch 
einen Beschluss der politischen Führung der Sowjetunion 
Anfang August 1961 und mit einer wenige Tage später ergehenden 
Weisung der DDR-Regierung errichtet, ergänzte die Berliner 
Mauer die 1378 Kilometer lange innerdeutsche Grenze zwischen 
der DDR und der Bundesrepublik Deutschland, die bereits 
mehr als neun Jahre vorher „befestigt“ worden war, um den 
Flüchtlingsstrom zu stoppen. 

5. Élysée-Vertrag5. Élysée-Vertrag

Der als Élysée-Vertrag bezeichnete 
deutsch-französische Freundschafts-
vertrag wurde am 22. Januar 1963 von 
Bundeskanzler Konrad Adenauer und 
vom französischen Staatspräsidenten 
Charles de Gaulle im Pariser Élysée-
Palast unterzeichnet. Dem eigentlichen 
Vertragstext ist eine gemeinsame 
Erklärung vorangestellt.

Dieses Abkommen über die deutsch-französische Zusammenarbeit 
hat die beiden Nachbarn in Europa nach langer „Erbfeindschaft“ 
und verlustreichen Kriegen seitdem immer mehr zusammengeführt. 
Der Vertrag verpfl ichtet beide Regierungen zu Konsultationen 
in allen wichtigen Fragen der Außen-, Sicherheits-, Jugend- 
und Kulturpolitik. Ebenso wurden Treffen auf Regierungsebene 
in regelmäßigen Abständen beschlossen.

6. Kubakrise6. Kubakrise

Die Kubakrise im Oktober 1962 war eine Konfrontation zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika und der UdSSR, die sich 
aus der Stationierung US-amerikanischer Mittelstreckenraketen 
vom Typ Jupiter auf einem NATO-Stützpunkt in der Türkei 
und die daraufhin beschlossene Stationierung sowjetischer 
Mittelstreckenraketen auf Kuba entwickelte. Während des 
Schiffstransports nach Kuba drohte die amerikanische Regierung 
unter Präsident John F. Kennedy, sie werde nötigenfalls Atom-
waffen einsetzen, um die Stationierung auf Kuba zu 
verhindern. Die eigentliche Krise dauerte 13 Tage. Ihr folgte 
eine Neuordnung der internationalen Beziehungen. Mit der 
Kubakrise erreichte der Kalte Krieg eine neue Dimension. 
Beide Supermächte kamen während dieser Krise einer direkten 
militärischen Konfrontation am nächsten. Erstmals wurden 
die ungeheuren Gefahren eines möglichen Atomkrieges einer 
breiten Öffentlichkeit bewusst. 

7. Flexible response7. Flexible response

Die Notwendigkeit einer 
neuen militärischen Strate-
gie Anfang/Mitte der 60iger 
Jahre führte zur Entwicklung 
der NATO-Strategie Flexible 
response. Sie ersetzt die 
massive Vergeltung bei jedem 
Bündnisfall.

Die Grundzüge einer neuen Strategie wurden formuliert: 
• Auf Konfl ikte muss mit einem Spektrum an Möglich-
keiten geantwortet werden können, ohne dabei in jedem
Falle einen Nuklearschlag zu provozieren.

• Angemessen abgestufte militärische Reaktionen erfordern die  
wieder stärkere Einbeziehung konventioneller Streitkräfte.

• Konventionelle und atomare Streitkräfte haben sich zum 
Ziel größtmöglicher Flexibilität zu ergänzen.

• Der Gegner muss im Zuge seiner strategischen Überlegungen 
zu einer Kosten-Nutzen-Abwägung gezwungen werden.

8. Vietnamkrieg8. Vietnamkrieg

Der Vietnamkrieg wurde von etwa 1955 bis 1975 in und um 
Vietnam geführt. Weil er an den Indochinakrieg (1946–1954) 
anschloss und sich auf ganz Indochina erstreckte, wird er auch 
Zweiter Indochinakrieg genannt. Wegen der direkt und indirekt 
beteiligten Supermächte gilt er als Stellvertreterkrieg im 
Kalten Krieg. 

Er begann nach Vietnams Teilung (1954) als Bürgerkrieg in 
Südvietnam (1955–1964). Dabei wollten die Viêt Minh, aus 
denen 1960 die Nationale Front für die Befreiung Südvietnams 
hervorging, die antikommunistische Regierung Südvietnams 
stürzen und das Land wiedervereinigen. Das kommunistisch 
regierte Nordvietnam unterstützte die NLF, die USA 
unterstützten Südvietnam militärisch. Ab Februar 1965 ließ 
US-Präsident Lyndon B. Johnson Nordvietnam bombardieren; ab 
März entsandte er immer mehr Bodentruppen nach Südvietnam, 

die dort die NLF bekämpften. Daraufhin unterstützten die 
Sowjetunion und die Volksrepublik China Nordvietnam, sechs 
Staaten unterstützten die USA und Südvietnam militärisch. 
Ab 1964 griffen die Kämpfe auf Laos, ab 1970 auf Kambodscha 
über. Nach der Tet-Offensive der NLF stellte Johnson bis 
November 1968 die Bombardierungen ein. Sein Nachfolger 
Richard Nixon zog die US-Truppen ab 1969 schrittweise aus 
Südvietnam ab und schloss nach neuen Bombardierungen im 
Januar 1973 einen Waffenstillstand mit Nordvietnam. Bis zum 
1. Mai 1975 eroberten nordvietnamesische Truppen Südvietnam 
vollständig und beendeten den Krieg. 

Man schätzt die Zahl der vietnamesischen Kriegsopfer auf 
mindestens zwei bis zu über fünf Millionen, darunter über 
1,3 Millionen Soldaten. Zudem fi elen 58.220 US-Soldaten und 
5.264 Soldaten ihrer Verbündeten. Mehrere Millionen Vietnamesen 
wurden verstümmelt und dem hochgiftigen Entlaubungsmittel 
Agent Orange ausgesetzt. 

9. Prager Frühling9. Prager Frühling

Der Prager Frühling ist die Bezeichnung für das Streben 
der tschechoslowakischen Kommunistischen Partei (KPC) unter 
Alexander Dubcek im Frühjahr 1968, ein Liberalisierungs- und 
Demokratisierungsprogramm durchzusetzen, sowie vor allem die 
Beeinfl ussung und Verstärkung dieser Reformbemühungen durch 
eine sich rasch entwickelnde kritische Öffentlichkeit. 

Mit dem Begriff „Prager Frühling“ verbinden sich zwei 
gegensätzliche Vorgänge: einerseits der Versuch, einen 
„Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ zu schaffen, 
andererseits aber auch die gewaltsame Niederschlagung dieses 
Versuchs durch am 21. August 1968 einmarschierende Truppen 
des Warschauer Paktes. 

Die Bezeichnung „Prager Frühling“ stammt von westlichen 
Medien und ist eine Fortführung des Begriffs Tauwetter-
Periode, der wiederum auf den Titel des Romans Tauwetter 
von Ilja Ehrenburg zurückgeht. 

10. Mondlandung Apollo 1110. Mondlandung Apollo 11

Apollo 11 ist der Name des ersten bemannten Fluges zum 
Mond. Es war eine Raumfahrtmission im Rahmen des Apollo-
Programms der US-amerikanischen Raumfahrtbehörde NASA, die 
eine Landung und eine sichere Rückkehr auf die Erde zum 
Ziel hatte. Die Mission verlief erfolgreich und erfüllte 
die 1961 von US-Präsident John F. Kennedy erteilte Aufgabe 
an die Nation, noch vor Ende des Jahrzehnts einen Menschen 
zum Mond und wieder sicher zurück zur Erde zu bringen. 

Die drei Astronauten Neil Armstrong, Edwin „Buzz“ Aldrin 
und Michael Collins erreichten am 16. Juli 1969 mit einer 
Saturn-V-Rakete (Apollo 11) am 19. Juli eine Mondumlaufbahn. 
Während Collins im Kommandomodul des Raumschiffs Columbia 
zurückblieb, setzten Armstrong und Aldrin am nächsten Tag 
mit der Mondlandefähre Eagle auf dem Erdtrabanten auf. 

Am 21. Juli 1969 um 02:56:20 UTC (in den USA war es noch der 
20. Juli) betrat Neil Armstrong als erster Mensch den Mond 
und sprach die berühmten Worte: 

“That’s one small step for ‹a› man, one giant leap for mankind!” 

„Das ist ein kleiner Schritt für einen Menschen, aber ein 
großer Sprung für die Menschheit!“ 

– Neil Armstrong


